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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Gesundheitswesen 
(11. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Frau Blohm, Horn, Frau 
Dr. Steinbiß und Genossen eingebraditen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Ausübung des 
Berufs der medizinisch-technischen Assistentin 

— Drucksache 2331 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Tambl4 


Der von den Abgeordneten Frau Blohm, Horn, 
Frau Dr. Steinbiß und Genossen eingebrachte Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Ausübung des Berufs der medizinisch- 
technischen Assistentin — Drucksache 2331 — wurde 
in der 138. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
19. Januar 1961 dem Ausschuß für Gesundheits- 
wesen federführend und dem Ausschuß für Arbeit 
mitberatend überwiesen. 

Wie die Antragsteller zur Begründung ihres An- 
trags ausgeführt haben, dürfen nach § 11 Abs. 1 
Nr. 5 in Verbindung mit § 21 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Ausübung des Berufs der medizinisch- 
technischen Assistentin vom 21. Dezember 1958 
(Bundesgesetzbl. I S. 981) ab 1. Januar 1962 für 
Arbeiten auf dem Gebiet der Mikrobiologie ein- 
schließlich der Serologie nur noch Personen zuge- 
lassen werden, die eine Erlaubnis nach § 1 des 
Gesetzes besitzen. 

Entgegen früheren Annahmen stellte sich nach 
Verabschiedung des Gesetzes heraus, daß etwa 100 
bis 200 Personen, die in vielen Fällen bereits Jahr- 
zehnte als medizinisch-technische Assistentinnen 
bzw. Assistenten tätig waren, auf Grund des ge- 
nannten Gesetzes hätten entlassen werden müssen, 


es sei denn, daß sie den für die Erlaubnis nach § 1 
erforderlichen Nachweis (§ 2) erbracht hätten. Die 
Antragsteller hielten es jedoch für eine unbillige 
Härte, diesen Personen die Erlangung der Erlaubnis 
nach § 1 des Gesetzes oder einen Berufswechsel 
zuzumuten. 

Der Ausschuß kam einmütig zu der Überzeugung, 
daß für den genannten Personenkreis eine Aus- 
nahmeregelung geschaffen werden müßte. Die vom 
Verband technischer Assistentinnen e. V. vorge- 
schlagene Regelung, daß diese Ausnahme nur gelten 
solle, wenn die betroffenen Personen am 1. Januar 
1959 die im Antrag bezeichnete Tätigkeit minde- 
stens 10 Jahre ausgeübt hätten, vermochte sich der 
Ausschuß jedoch nicht zu eigen zu machen. Er hielt 
jedoch im Interesse der Volksgesundheit eine Frist- 
setzung für erforderlich. 

Der Ausschuß beschloß einstimmig, diese Frist auf 
5 Jahre festzusetzen und im übrigen den Antrag 
unverändert zu übernehmen. 

In seiner Sitzung vom 12. April 1961 hat der Aus- 
schuß für Arbeit einmütig der vom Ausschuß für 
Gesundheitswesen beschlossenen Fassung zuge- 
stimmt. 


Bonn, den 12. April 1961 


Dr, Tamble 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2331 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 12. April 1961 


Der Ausschuß für Gesundheitswesen 


Dr. Stammberger 

Vorsitzender 


Dr. Tambld 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Frau Blohm, Horn, Frau Dr. Steinbiß 
und Genossen eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über die Ausübung des Berufs der 
medizinisch-technischen Assistentin 

— Drucksache 2331 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Gesundheitswesen 

(11. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Ausübung des Berufs der medizinisch- 
technischen Assistentin 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

§ 1 

Das Gesetz über die Ausübung des Berufs der 
medizinisch-technischen Assistentin vom 21. Dezem- 
ber 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 981) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 18 erhält folgenden neuen Absatz 1: 

„(1) Personen, die am 1. Januar 1959 die in 
§ 11 Abs. 1 Nr. 5 bezeichneten Tätigkeiten unter 
ständiger Aufsicht und ausschließlicher Verant- 
wortung eines Arztes oder Tierarztes ausgeübt 
haben und seitdem ohne Unterbrechung aus- 
üben, können diese Tätigkeit im bisherigen Um- 
fang weiter ausüben." 

2. Der bisherige Wortlaut des § 18 wird Absatz 2. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Ausübung des Berufs der medizinisch- 
technischen Assistentin 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Das Gesetz über die Ausübung des Berufs der 
medizinisch-technischen Assistentin vom 21. Dezem- 
ber 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 981) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 18 erhält folgenden neuen Absatz 1: 

„(1) Personen, die am 1. Januar 1959 die in 
§ 11 Abs. 1 Nr. 5 bezeichneten Tätigkeiten unter 
ständiger Aufsicht und ausschließlicher Verant- 
wortung eines Arztes oder Tierarztes minde- 
stens seit fünf Jahren ausgeübt haben und seit- 
dem ohne Unterbrechung ausüben, können diese 
Tätigkeit im bisherigen Umfang weiter ausüben." 

2. unverändert 

§ 2 

unverändert 


§ 3 

unverändert 
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